Der „Thüringer Abwasser- Krieg“

oder

Wie das Volk betrogen wird
von Martina Pflock

im August 2004

 

1. Vernichtend hohe Abwasser- Beitragsbescheide in Friedrichroda und die Folgen 

    für Familien und  Unternehmen

2. Zur Aussage eines Erfurter Staatsanwaltes

3. Hintergründe zur Entstehung der ca.180 Thüringer Wasser/Abwasser-Zweckverbände

    Was sind eigentlich Zweckverbände?

4. Das sog. Thüringer Kommunalabgabengesetz  TKAG und seine Anwendung

5. Die Rolle der so genannten  Aufsichts- und Kontrollbehörden und Juristen

6. Wir haben noch eine letzte Chance!

7. Verantwortliche für die Abwasser-Abzocke in Friedrichroda/Thüringen

8. Bürger des DR zahlen keine Wasser/Abwasser-Beiträge

 
1. Vernichtend hohe Abwasser-Bescheide in Friedrichroda und die Folgen für Familien und Unternehmen
 
Wasser bzw. Abwasser ist ein Thema, das jeden Menschen dieser Erde betrifft. - Wasser ist unser Grundnahrungsmittel Nr.1.  - Es wird uns von der Natur geschenkt, wir brauchen es wie die Luft zum Atmen. 

Dementsprechend wichtig ist es, zu erkennen, wie dieses lebenswichtige, menschliche Grundbedürfnis dazu benutzt wird, uns abhängig zu machen und uns auszurauben. 

Was bzw. wer steckt hinter den unglaublichen, politischen Vorgängen, unter denen die Menschen in Thüringen, aber nicht nur da, sondern in allen neuen Bundesländern und in letzter Zeit auch verstärkt in den sog. alten Bundesländern zu leiden haben?

Darüber habe ich mir in den letzten Monaten oft ganze Tage und Nächte lang den Kopf zerbrochen. Dabei sind mir erstaunliche Dinge passiert und es erfolgte ein persönlicher Wandel in meiner Lebensanschauung und nichts ist mehr, wie es noch vor kurzem war.

Mitte Oktober vergangenen Jahres erhielten wir einen sog. Abwasser-Beitragsbescheid für unser Grundstück mit Einfamilienhaus in Höhe von knapp 10.000,- Euro vom zuständigen Abwasser- Zweckverband „Schilfwasser-Leina“ in Friedrichroda, nachdem wir in den Jahren 2000 und 2002 bereits Beitragsbescheide für Wasseranlagen über insgesamt 2.500 Euro bekommen hatten. - Wir wissen bis heute nicht, für welche Anlagen das Geld gewesen sein soll, weil die Verwendung der Gelder nicht vom Zweckverband offen gelegt wird.

Diese Wasser/ Abwasser- Beiträge dürfen nicht verwechselt werden mit den Gebühren. Die Gebühren werden von jedem Verbraucher entsprechend seinem Verbrauch lt. Wasser- Uhr erhoben. Dagegen ist zunächst einmal nichts einzuwenden. Jeder Verbraucher, der Wasser verbraucht und Abwasser erzeugt, ist bereit, angemessene Gebühren für hygienisch einwandfreies Trinkwasser und die ordentliche Abwasserentsorgung zu zahlen. 

Und dass unsere anfallenden Abwässer nicht mehr wie im Mittelalter in der Straßenrinne entlanglaufen, dass hier entsprechende Investitionen für moderne Kläranlagen und Abwasser- Kanäle getroffen werden müssen, auch dagegen ist nichts einzuwenden.

Genau dafür zahlen wir ja auch die entsprechenden Gebühren!

Gegen die vom Zweckverband erlassenen Wasser-Beitragsbescheide hatten wir bereits im Jahr 2000 Widerspruch eingelegt und bis heute liegen unsere Widersprüche zu Tausenden – die Rede ist allein im Landkreis Gotha von ca. 50.000 - unbearbeitet bei der sog. Kommunalaufsicht im Landratsamt. 

Diese Kommunalaufsicht untersteht wiederum direkt dem Thüringer Landesverwaltungsamt. Tausende Klagen betreffs dieser sog. Kommunalabgaben sind beim Weimarer Verwaltungsgericht anhängig und Rechtsanwälte verdienen sich eine goldene Nase. Bürgerinitiativen haben mittlerweile Anwälte engagiert, die monatlich fest vereinbarte Honorare erhalten, dafür, dass sie bisher so gut wie nichts erreicht haben!

Der Presse entnahm ich dann – im Oktober letzten Jahres- eine Meldung, dass ein Rentner unserer Stadt 100.000,- Euro Abwasser- Beitrag zahlen soll und extra noch 25.000,- Euro für Wasser!

Er besitzt „leider Gottes“ ein großes, ererbtes Firmen-Grundstück, welches er nach der Wende von der Treuhand zurückkaufen musste! Sein alter Schulkamerad, der Herr Bürgermeister, ist nun der Meinung, wenn er nicht bezahlen kann, muss er eben sein Grundstück verkaufen! 

Dasselbe hat dieser SPD-Funktionär auch zu unserer Familie gesagt. 

Es sind aber nicht nur Privatpersonen betroffen. So soll zum Beispiel der größte Arbeitgeber  (ca. 110 Arbeitsplätze) am Ort, das „Berghotel“, welches erst kürzlich vor der Insolvenz gerettet werden konnte, über eine Million Euro Abwasser-Beitrag zahlen. 

Kleinere mittelständische Unternehmen, wie ein Entsorgungsunternehmen und ein Getränkehersteller, die sich hoch verschuldet im neuen Gewerbegebiet niedergelassen haben, sowie ein Möbelhaus haben Rechnungen über mehrere hunderttausend Euro bekommen. Das bedeutet für diese örtlichen Arbeitgeber unweigerlich das AUS!

 

2. Zur Aussage eines Erfurter Staatsanwaltes
 

Als ich mich vom ersten Schrecken über den Abwasserbescheid vom Oktober über runde 10.000,- Euro etwas erholt hatte und durch einen dummen Zufall erfuhr, dass nur „gewisse Leute“ in der Stadt einen Beitragsbescheid erhalten haben, fasste ich den Entschluss, die Sache öffentlich zu machen und dagegen anzukämpfen. An einem privaten Gebäude mitten in der Friedrichrodaer Innenstadt hängte ich selbst gemalte Transparente auf  mit der Aufschrift:

„Bürgermeister Henniges und Co. und die Thüringer Landesregierung vernichten unsere Existenz“.

Weiterhin rief ich zu einer Unterschriftenaktion auf. Zu diesem Zeitpunkt war ich noch so naiv zu glauben, der Thüringer Ministerpräsident Althaus ließe sich von tausenddreihundert Unterschriften beeindrucken!

Die in der Thüringer Presse veröffentlichte Zahl der im letzten Oktober vom Zweckverband verschickten Bescheide mit einem Volumen von angeblich 8 Millionen Euro stimmte nicht mit den Aussagen der privaten Zustellfirma überein. Nach diesen beiden Aussagen wären mehrere hundert Briefe „verloren gegangen“!  - Laut Aussage des Zweckverbandes hätten nur deshalb nicht alle Haus- und Grundstückseigentümer Bescheide bekommen, weil die Aushilfskräfte der Firma Rommeiss 

„…keine Lust mehr zum Austragen gehabt und die Briefe einfach in das kleine Flüsschen „Schilfwasser“ geworfen hätten!“
Erwähnenswert ist hier, dass es sich nicht um einfache Briefe handelt, sondern diese Schreiben enthielten vertrauliche Daten, u. a. die Grundbuchblattnummern und andere Grundstücksdaten. Die landen dann mal eben so im Gebüsch oder in einem Bach? Wo bleibt denn da der Datenschutz?

Es folgte eine Aktion des Bürgermeisters, bei Nacht und Nebel eigenhändig unsere Transparente von dem privaten Gebäude herunterzureißen, nachdem sich die Feuerwehr wohl geweigert hatte, diesen Vasallendienst zu erledigen. Dann versuchte er es über eine einstweilige, gerichtliche Verfügung, wobei er und sein Anwalt meinem Mann und mir mit je 100.000,- Euro Geldstrafe oder je einem halben Jahr Gefängnis drohten. 

Allerdings war der Richter am Gothaer Amtsgericht der Meinung, dass es unser Recht als Bürger sei, unseren Unmut auf diesen Transparenten auszudrücken. Er habe sich als Student an schlimmeren Aktionen beteiligt. Pech für den Herrn Bürgermeister!  

Diese mysteriösen Zustände im vetternregierten Rathaus und Zweckverband und die katastrophalen Folgen für unseren kleinen Ort bewogen mich dazu, in Begleitung meines erwachsenen Sohnes, die Erfurter Staatsanwaltschaft aufzusuchen. Ich trug dem – wie ich sagen muss- sehr netten Herrn Staatsanwalt die Angelegenheit vor und dieser kannte das Problem aus eigener Erfahrung.

Am Ende des höflichen Gespräches stellte der Herr den Satz in den Raum: „Glauben sie mir: Das interessiert DIE überhaupt nicht. Und wenn eine ganze Stadt den Bach runter geht!“

Diesen Satz muss man sich sehr langsam auf der Zunge zergehen lassen- und zwar vor dem Hintergrund, dass der Herr Ministerpräsident Althaus just zu diesem Zeitpunkt mit einem ansehnliche Stab von Fachleuten aus Wirtschaft, Politik und Presse nach Amerika geflogen ist, um…… Arbeitsplätze in Thüringen zu schaffen!!! 

Allerdings wurde in der Presse bis heute nicht veröffentlicht, welche Verträge denn unterzeichnet wurden und welche Firmen sich denn nun hier ansiedeln wollen.

Welch ein absurder Widerspruch: Bestehende Arbeitsplätze werden wissentlich durch überhöhte „Kommunalabgaben“, wozu die W/A- Beiträge zählen, gefährdet und schlimmstenfalls vernichtet, während ganz Deutschland über die hohe Arbeitslosigkeit stöhnt!

Da werden aufwendige, medienwirksame Rundreisen des Herrn Superminister Clement veranstaltet zur Rekrutierung von Ausbildungsplätzen und hier interessiert es nicht mal die Erfurter IHK und deren Präsident, Herrn Christensen, welcher bis heute eine Stellungnahme zu dem Problem und seine Teilnahme an Veranstaltungen verweigert. Allein dieser Widerspruch sollte Anlass geben zum gründlicheren Nachdenken über die wirklichen Ziele der deutschen Politik.

 

3. Hintergründe zur Entstehung der ca. 180 Thüringer Wasser / Abwasser-                  Zweckverbände

   

Was sind eigentlich Zweckverbände?
 
Zu DDR- Zeiten, also bis kurz nach der Wende soll es in Thüringen drei große Wasser/ Abwasser-Firmen gegeben haben, so genannte „Volkseigene Betriebe“. 

Auf den Dörfern hatte fast jeder Hauseigentümer seinen eigenen Brunnen und seine eigene Klärgrube auf dem Grundstück, was dem Selbstversorgungsprinzip entsprach. 

In den Städten gab es natürlich die zentrale Wasser- Versorgung und Abwasser- Entsorgung, was über die drei genannten VEBs gewährleistet wurde. Als  Nachteil dieses Systems ist anzusehen, dass das Wasser spottbillig war! 

Dementsprechend großzügig wurde damit umgegangen und in heißen, regenarmen Sommern, kam es schon mal zu Wasserknappheit, so dass die Gartenbewässerung eingeschränkt werden musste. - Sofort nach der Wende wurden diese drei verwaltungs-armen Firmen von der jetzigen CDU- Regierung zerschlagen und ca. 180 Zweckverbände gegründet (genaue Zahlen erfährt man nicht). 

Diese Zweckverbände sind etwas sehr Geheimnisvolles! Bis heute weigert sich die Thüringer Landesregierung, mir bezüglich des juristischen Status der Zweckverbände Auskunft zu erteilen.

Folgende Frage wurden vom zuständigen Innenminister Trautvetter (bis Juni 2004) bisher ignoriert:

Sind Zweckverbände Einzelunternehmen, GmbHs oder kommunale Einrichtungen?

Sind sie bei Amtsgerichten registriert?

Wer hat den Zweckverbänden die Befugnis erteilt, ihre Forderungen gegen die Bürger als öffentliche Last in die Grundbücher eintragen zu lassen? 

Arbeiten die Zweckverbände mit Kreditinstituten im Ausland zusammen?

Einige dieser Fragen können wir uns mittlerweile selbst beantworten:

Zweckverbände scheinen Privat- Unternehmen zu sein. 

Zur Legitimierung der Zweckverbände wurde das sog. Gesetz über die Thüringer, kommunalen Eigenbetriebe geschaffen. - Im Falle von Friedrichroda umfasst der Zweckverband das Gebiet von 7 Gemeinden mit ca. 11000 Einwohnerwerten.

Folgendes teilte mir ein engagierter Bürgerrechtler und Abwasserkämpfer aus Weimar Anfang April mit:

„Die Thüringer Zweckverbände sind (alle oder der größte Teil) „private Unternehmen!“ - Deshalb sind auch immer die Bürgermeister gleichzeitig die Zweckverbandsvorsitzenden!

Die von den Bürgern (Haus- und Grundstückseigentümer) abgezockten Gelder sind Privatgewinne, die im Jenseits verschwinden. Deshalb ist es den sog. Zweckverbänden auch wie in Friedrichroda nicht möglich, einen Verwendungsnachweis für die vereinnahmten Beiträge vorzulegen. 

Die gesamte Landesregierung soll dies so veranlasst haben.“

Der Zweckverband Gotha und Landkreisgemeinden soll 50 Mio. Euro bei der Commerz-bank London gebunkert haben.

  

So wäre auch zu erklären, dass sich der Friedrichrodaer Zweckverband, nachdem er jahrelang fleißig abkassiert hat, erst am 04.03.2004 offiziell zu seiner „konstituierenden Sitzung“ zusammengefunden hat, also nachdem wir jeden Sonntag bei Wind und Wetter auf die Straße gegangen sind!  

Und so wäre auch zu erklären, dass die Erfurter Staatsanwaltschaft in der Sache keine „Lust“ hat zu ermitteln! So erklärt sich auch, dass der ehemalige Innenminister Trautvetter die Ergebnisse einer sog. Tiefenprüfung seit 1997 fest unter Verschluss hielt. 

Nichts dringt nach draußen.

 

Die Abwasser- Entsorgung ist im Laufe der Jahrzehnte zu einem riesigen und zugleich undurchsichtigem Geschäft geworden. Hier werden jährlich viele Milliarden umgesetzt und viele Millionen verdient.

Ein Klärwerk ist heute teurer als das aufwendigste Theater – oder Operngebäude. Trotzdem kennt sich normalerweise kein Mitglied eines Stadt- oder Gemeinderates aus: 

Welche Kanalanschlüsse sind nötig? 

Welche Kanalrohre halten länger? 

Wie groß muss ein Klärwerk sein? 

Was ist die beste und billigste Reinigungstechnik? 

Wie wird die Abwasser- Gebühr genau berechnet?

Den Ratsmitgliedern werden dicke Papiere vorgelegt. Sie enthalten eine Unmenge an technischem Kauderwelsch, neuerdings immer mehr mit Öko-Speak versetzt. 

Die Entscheidungen werden als technische Sachzwänge verkauft!
Die Ratsmitglieder gucken sich umfangreiche und korrekt ausgeführte Bauzeichnungen an und sagen: „Ja, diesen schönen Kanal mit 80 Zentimeter Durchmesser wollen wir haben.“

Ob der Kanal vielleicht auch mit 40 oder 20 Zentimeter Durchmesser ausreicht oder vielleicht ganz unnötig ist- wer kann das wissen? Nur keine Fehler machen! Also lieber 80 Zentimeter.

Ob die elektronische Schiebesteuerung im Kanalnetz nötig ist?  Ja natürlich, wir wollen die modernste Technik mit Superelektronik haben!

 
Die Abwassertechnische Vereinigung e.V. (ATV)
 
Der Name der Beton- und Technik- Lobby in Deutschland ist „Abwassertechnische Vereinigung“ e.V. Den anderen Name für „Lobby“ kennen wir alle:  Mafia!

Dieser private Verein hat 13.000 Mitglieder. Sie kommen aus allen beteiligten Interessengruppen: 

Bau-, Maschinen- und Elektrofirmen, Hersteller von Kanalrohren, Pumpen und Armaturen, Klärschlamm- und Abfallentsorger, Professoren der Siedlungswasserwirtschaft, Planungs- und Ingenieurbüros und schließlich Ministerialbeamte, städtische Abwasserangestellte und Klärmeister.

Der ATV ist zwar ein privater Mitgliederverein, nimmt aber staatliche Aufgaben wahr. 

Im Wasserhaushaltsgesetz werden für die Abwasserentsorgung der „Stand der Technik“ bzw. die „allgemein anerkannten Regeln der Technik“ gefordert. Was das im Einzelnen bedeutet, legt der ATV fest. 

Dieser ATV ist ein reicher Verein mit Landesgruppen, Zeitschriften, Buchreihen und einem umfangreichen Fortbildungsprogramm. 

Die städtischen Abwasserbeamten – also die zuständigen Bürgermeister und Zweckverbandsvorsitzenden- holen sich in der von der Industrie dominierten ATV ihre Kenntnisse und schreiben sie in die Vorlagen für ihre Ratsmitglieder hinein. 

Die wichtigste Rolle bei der Vorbereitung von Ratsentscheidungen spielen die Planungs- und Ingenieurbüros. Sie richten sich nach der Honorarordnung für Architekten und Ingenieure (HOAI). 

Deren Honorare richten sich wiederum nach der Bausumme! Na, alles klar?

Ein Klärwerk für 20 Millionen Euro könnte für die Kommune geeignet sein, bringt aber nur 2 Mio. EUR Honorar. Das beflügelt Planer und Ingenieure, ihre Beratung klein, die Bausumme aber groß zu halten!

 

Flächendeckende Korruption

 
Großer Umsatz, große Gewinne, keine öffentliche Kontrolle: Nach aller Erfahrung ist das der Nährboden für Korruption. Schmiergeldaffären, in die Politiker und Beamte verwickelt sind, häufen sich und erregen kaum noch unsere Aufmerksamkeit. Zumal nach jahrelangen Ermittlungen der Staatsanwaltschaft die Angelegenheit meist für die Täter wegen mangelnder Beweise mehr als glimpflich abgeht.

Ein Beispiel:  1996 vergab der bereits damals amtierende Thüringer Umweltminister Sklenar einen Beratervertrag an das Badenwürttemberger Planungsbüro „Dr.-Ing. Jedele und Partner GmbH“ mit Zweitsitz in Erfurt. 

Diese Auftragsvergabe erfolgte ohne Ausschreibung, mal eben so für fünf Jahre. Dieses Planungsbüro „Jedele“ erhielt also vom Herrn Minister persönlich den Auftrag, in ganz Thüringen alle W/A- Zweckverbände und selbst versorgenden Kommunen zu „beraten“.

Ein entsprechendes Rundschreiben ging seinerzeit an alle Aufgabenträger. 

Dieser Vertrag muss wohl nach fünf Jahren stillschweigend verlängert worden sein, mit dem grandiosen Ergebnis der vernichtend hohen Beiträge. Die Erfurter Staatsanwaltschaft sieht allerdings keinen Handlungsbedarf, trotz mehrer Strafanzeigen gegen den Umweltminister Sklenar. 

Na dann: Augen zu und weitermachen!

Nur um mal zu verdeutlichen, von welchen Größenordnungen wir hier reden:

Der WAZV „Schilfwasser-Leina“ ist ein relativ kleiner Zweckverband mit einem Gesamtinvestitionsvolumen von 72,5 Mio. Euro. Gehen wir mal von einer Zahl von rund 180 Thüringer Zweckverbänden aus und multiplizieren diese. 

So würde das Gesamtinvestitionsvolumen im Wasser/Abwasser- Geschäft in Thüringen bei 13,05 Milliarden Euro liegen. Fachleute von Bürgerinitiativen halten diese Zahl allerdings für viel zu niedrig und sprechen von 50 Mrd. Gesamtinvestitionsvolumen.

Mit der „Wende“ schwärmten 1990/91 auch die Kanal- und Klärwerksbauer in die neuen Bundesländer aus. Sie suchten nach neuen Aufträgen, sie exportierten das „erfolgreiche“ Modell der westlichen Abwassertechnik und –wirtschaft  und importierten es in den Osten. 

Mit einem großen Fortschritt für die Nutznießer: Die Bestechungsgelder erreichen hier zum Teil 15% der Auftragssummen, wogegen diese im Westen bei bescheidenen 3% lagen. 

Und: Die Überdimensionierung bei Kläranlagen ist noch größer. Man war ja Anfang der 90er Jahre von einem stetigen Wachstum in sämtlichen Lebensbereichen ausgegangen. 

Es wurden riesige Gewerbegebiete erschlossen, also brauchte man auch riesige Kläranlagen. 

Noch heute geht man bei dem Bau von Klärwerken, wie zum Beispiel in Friedrichroda von einer Bevölkerungszunahme aus. 

Die neue Kläranlage wird nie die errechnete Auslastungsgrenze erreichen, weil angeblich erst nach deren Fertigstellung festgestellt wurde, dass aufgrund der geologischen Gegebenheiten, wie felsigem Untergrund und dadurch erforderlicher Geländesprengungen, der finanzielle Aufwand für einen Anschluss der Nachbargemeinde Finsterbergen und die damit verbundenen Verlegung der Kanalrohre zu aufwendig wäre! 

Das heißt, der Nachbarort kann überhaupt nicht angeschlossen werden und das wusste man vor dem Bau der Kläranlage natürlich nicht!  

Hier geht es mit hoher Wahrscheinlichkeit auch um das Erschleichen von Fördermitteln.

Aus den Reihen der Zweckverbände hört man immer wieder Sätze wie: „ Wir müssen so große Anlagen bauen, sonst kriegen wir keine Fördermittel!“  Die Suche nach den Verbreitern solcher Binsenweisheiten verläuft allerdings immer erfolglos. Allein die Logik der Antwort auf die Frage nach den Nutznießern des Geschäftes mit den Fäkalien lässt unsereinen gewisse Vermutungen anstellen.

Immerhin gibt es mittlerweile – nach jahrelangen Bürgerprotesten- sogar Gerichtsurteile, wie die Entscheidung des Oberverwaltungsgerichts von Schleswig- Holstein, wonach Bürger nicht verpflichtet werden können, für überdimensionierte Abfall- und Abwasseranlagen zu bezahlen. 

Doch der lange Weg, den die Betroffenen bis zu einer solchen Entscheidung gehen müssen, ist einfach eine Zumutung. Der Grundstein für die Abzocke wurde mit der Gründung der Zweckverbände und durch deren selbst gegebene Satzungen gelegt.

Diese Satzungen lassen die Weitergabe ihrer Aufwendungen an die angeschlossenen Bürger risikolos zu und genau deshalb wird in Verbindung mit den Gemeindeverwaltungen der Anschluss- und Benutzerzwang im Erschließungsgebiet gegenüber den Bürgern rigoros durchschritten. Sogar mir Polizeigewalt werden derartige Zwangsanschließungen  gegen den Willen der Haus- und Grundeigentümer durchgeführt!

Die „Satzungsideologie“ führt zu Kosten, die im ländlichen Raum beim Vielfachen von kleinen, dezentralen Anlagen liegt und das Zugrundelegen selbst ausgedachter Flächenberechnungsformeln  hat wie in unserem Falle unzumutbare – ja vernichtende Beiträge-  zur Folge. Fördergelder – so genannte Subventionen-  kaschieren die gesamte Unwirtschaftlichkeit zu Anfang etwas. 

Doch inzwischen sollte jeder wissen: auch die Fördermitteltöpfe sind leer geplündert, diese Quelle sprudelt nicht mehr. Zu viele gierige Hände haben in ihr gewühlt!

Zweckverbände werden also von Seiten der Volksvertreter als kommunale Einrichtungen deklariert, als sog. kommunale Tochterfirmen. In der Satzung steht zum Beispiel, dass sie kostendeckend arbeiten und keine Gewinne erwirtschaften dürfen. 

Stellt sich die Frage, was das für 60 Millionen Euro sind, die zum Beispiel der WAZV „Gotha und Landkreisgemeinden“ auf einem Konto bei der Kommerzbank London deponiert hat.

Der ehemalige Thüringer Innenminister Trautvetter widersprach übrigens dieser Zahl nicht auf einer öffentlichen Veranstaltung. 

Dies lässt wiederum Rückschlüsse zu, warum die Fragen nicht schriftlich beantwortet werden. Ja, die Zweckverbände verbringen das Geld der Bürger, nachdem es ergaunert und abgezockt wurde, ins sichere Ausland.

Wenn man dann bedenkt, dass die Satzungen so viel sagende Paragraphen beinhalten, wie: „Der Zweckverband kann sich jederzeit auflösen.“, dann sollten wir kombinieren: Auch unsere an den Zweckverband gezahlten Beiträge, können sich jederzeit auflösen. Wir Bürger finanzieren also teure Anlagen, auf die wir keinerlei Rechtsanspruch haben. Das ist nicht nur unzumutbar, das ist kriminell. 

Zweckverbände sind vielerorts keine demokratischen Gremien, in denen der Bürgerwille respektiert und umgesetzt wird. Für den Fall Friedrichroda kann ich sagen, dass der ZV ein totalitäres Organ ist, an der Spitze der Bürgermeister, der mit Stimmenmehrheit den gesamten Verbandsrat beherrscht, Gegenstimmen eliminiert, falsche Kalkulationen vorlegt, missfällige Gutachten verschwinden lässt, Kritiker zur Zustimmung nötigt, Falschaussagen macht – alles nach alter Stasi- Manier! 

Erst gestern erhielt ich eine Mail, dass bereits 150 deutsche Städte ihre Trinkwasser- Anlagen an die Rotschild-Firma Bechtel in den USA verkauft haben! – 

Immer bewusster wird einem da der Satz:  

Später werden Kriege um Wasser geführt werden!

 

4. Das sog. „Thüringer Kommunalabgabengesetz“ TKAG und seine Anwendung
 

Am 07. August 1991 wurde uns dieses selig machende Gesetz vom Thüringer Landtag beschert und zwischenzeitlich dreimal novelliert. Es wird als kommunale und bürgerfreundliche Gesetzgebung gepriesen und die einstigen „Macher“ verteidigen ihr Produkt natürlich auch noch, nachdem die eklatanten Mängel nachgewiesen sind und selbst der ehemalige Thüringer Ministerpräsident Vogel zugegeben hat, dass viele Paragraphen „…mit der heißen Nadel gestrickt wurden…“.
Gleich im ersten Paragraph unter Absatz 2 heißt es zum Geltungsbereich, dass in diesem die Abgabenerhebung durch Zweckverbände nicht ausdrücklich geregelt ist. Hier träfe nun wieder das Thüringer Gesetz über die kommunale Gemeinschaftsarbeit zu.

Abgaben werden aufgrund einer besonderen Satzung erhoben.

Satzungen bedürfen der Genehmigung der zuständigen Rechtsaufsichtsbehörde.

Alles muss immer ganz korrekt abgewickelt werden, denn im Mittelpunkt dieses Gesetzes steht natürlich das Wohl des Bürgers!

Dieser Bürger heißt im TKAG aber nicht mehr Bürger, sondern Abgabepflichtiger oder Entgeltschuldner!

Auch ist geregelt, wann der Zeitpunkt der Fälligkeit von Beiträgen entsteht und dass die Gemeinde zur zwangsweisen Beitreibung der Entgelte berechtigt ist.

„Beiträge ruhen als öffentliche Last auf dem Grundstück und sind wie ein Leistungsbescheid zu vollstrecken!“

Dies gilt also für Kommunalabgaben. Da aber nicht so genau fest steht, ob Zweckverbände nun kommunale Einrichtungen sind oder Privatfirmen und dazu jegliche Auskunft von Seiten der Thüringer Landesregierung verweigert wird, müsste hier zunächst eine Klärung erfolgen.

Das TKAG argumentiert so: Wem durch die Inanspruchnahme einer Kläranlage besondere Vorteile entstehen, der muss zusätzlich zu seinen Gebühren als Haus- und Grundstückseigentümer auch noch Beiträge bezahlen! Allerdings ist in jedem Falle das Bestehen einer gültigen Satzung Voraussetzung. Bei uns in Friedrichroda wurde schon im Jahre 2000 fleißig abkassiert und eine Satzung wird erst jetzt – also 2004 - erarbeitet. 

Noch eine Bemerkung zu §7 TKAG, der die Beiträge „regelt“: Die raffinierten Gesetzesschreiber haben sich und den Zweckverbänden  hier alle Möglichkeiten offen gehalten. „Die Gemeinden und Landkreise KÖNNEN zur Deckung ihres Investitionsaufwandes ….Beiträge erheben! Und Abs.5: „…Die Beitragspflicht entsteht….frühestens mit In-Kraft-Treten der Satzung.“

Um dieser Formulierung entgegen zu treten, werden die Satzungen von den Zweckverbänden ganz einfach rückwirkend in Kraft gesetzt.!

Auch wird vorgeschrieben, dass die Bürger vorher im Rahmen der Informationspflichten von den Aufgabenträgern hinreichend über geplante Investitionen informiert werden müssen.

Auch an diese Vorschriften hat sich bei uns nie einer gehalten. 

Zwar existiert ein so genannter Verbraucherbeirat und auch eine Bürgerinitiative, die – wie Bürgermeister Klaus Henniges freimütig erklärt „… inzwischen konstruktiv mit ihm zusammenarbeitet“, allerdings gibt es hier persönliche Abhängigkeiten, die eben keine Unabhängigkeit der sog. BI ermöglichen.

Auf das Thüringer Kommunalabgabengesetz näher einzugehen, hat momentan auch keinen Zweck, denn wie den spärlichen Meldungen der Presse zu entnehmen war, wird es derzeit wieder einmal geändert und im Oktober sollen die Beiträge für Wasser ganz abgeschafft und für Abwasser „sozial gestaltet“ werden.

Dies wurde seit Jahren von verschiedenen, hartnäckigen Wasser/Abwasserkämpfern verlangt- auch die PDS hat den einen oder anderen Gesetzentwurf im Landtag vorgelegt.

Alles wurde aber immer wieder von der CDU- Mehrheit abgeblockt. 

Erst als im letzten Sommer in Königssee im Verbandsgebiet des sog. “WAZOR“ einige aufgebrachte Bürger das Büro des Zweckverbandes stürmten, Akten kopierten und es im Nachhinein zur Verurteilung des Bürgermeisters und Vorsitzenden wegen Korruption kam, kam auch wieder etwas Bewegung in das Abwasser- Problem. 

So viel zum TKAG. Die Frage nach dem Sinn und Zweck von Gesetzen darf man sich hier nicht stellen. Ein Bürger der schon viele Jahre versucht, die kassierten Millionen zuzuordnen, ein einfacher, älterer Mann hat mal gesagt: „Gesetze sind von Menschen gemacht und sollten auch für die Menschen gemacht sein. Wenn das alles nicht mehr hinhaut, brauchen wir keine Gesetze mehr!“

 

5. Die Rolle der so genannten  Aufsichts- und Kontrollbehörden und Juristen
 
Damit der Bürger den Eindruck hat, dass alles in diesem Lande seinen rechten Gang geht, wird die Arbeit der Zweckverbände natürlich überwacht: von der so genannten Kommunalaufsicht. Diese wiederum untersteht direkt dem Landesverwaltungsamt.

Als Bürger geht man normalerweise davon aus, dass die Widersprüche, die man gegen kommunale Entscheidungen einlegt, sofern diese an die Kommunalaufsicht abgegeben werden, von dieser auch bearbeitet werden. 

Bei der zuständigen Kommunalaufsicht in Gotha sollen mittlerweile mindestens 50.000 Widersprüche gegen W/A- Bescheide herumliegen und dort inzwischen verschimmeln.
Als ich dies aufklären wollte, geschahen sehr seltsame Dinge: 

Das Landesverwaltungsamt wies die zuständige Leiterin in Gotha Frau Gutjahr an, auf dem privaten Klageweg gegen mich vorzugehen. 

Entsprechende Kopien von Schreiben wurden mir zugespielt. - Da ich ihr vorwarf, in Ausübung ihrer Amtstätigkeit gegen verschiedene Artikel des Grundgesetzes und Paragraphen des Strafgesetzbuches zu verstoßen, schaltete sie – wohlgemerkt privat- einen Rechtsanwalt ein, der Klage einreichte und den Streitwert auf 10.000,- Euro hoch drückte, so dass die Verhandlung vor dem Erfurter Landgericht stattfand und nicht vor dem eigentlich zuständigen Gothaer Amtsgericht. Dort hatte ja ein „gnädiger“ Richter zu unseren Gunsten entschieden.

Hinzu kommt, dass vor dem Landgericht Anwaltszwang besteht.

Vier verschiedene Kanzleien lehnten meine Vertretung dankend ab, weil ihnen „…das Thema Abwasser zu heiß sei“.

Der fünfte hatte seinen Deal schon vor Beginn der mündlichen Verhandlung mit der unsympathischen Richterin gemacht und das Urteil „vereinbart“. 

Anscheinend hatten die Damen und Herren Juristen jedoch nicht mit einer so großen Anzahl interessierter Zuschauer gerechnet, was die Richterin einige Male deutlich verunsicherte. Als ich sehr zur Verblüffung aller Anwesenden dann noch einen Detektivbericht aus der Tasche holte, der der Leiterin der Kommunalaufsicht den Heiligenschein vom Haupte nahm, wandelte sich die Geschichte noch ganz plötzlich. 
Es wurde nämlich darin nachgewiesen, dass besagte Dame ein Techtelmechtel mit einem Herrn Geschäftsbesorger des WAZV Gotha hatte und gewisse Akten vor einer geplanten Hausdurchsuchung aus der Wohnung des Herrn verschwanden, was wiederum gewissen Informationen durch besagte, gegen mich klagende Dame zuzuschreiben gewesen sein soll.

Fluchtartig verließ der Klägeranwalt mit seiner Mandantin den Gerichtssaal, um einige Minuten später zu verkünden, dass man sich auf einen Vergleich einigen wolle.

Hätte ich seinerzeit, Anfang Januar dieses Jahres schon gewusst, was ich heute weiß, hätte ich mich nicht mal auf diesen Vergleich eingelassen.

Es ist ein schmutziger Sumpf, diese ganze Abwasser-Geschichte.

Später habe ich den  gegnerischen Rechtsanwalt dann über die „21 Punkte zur Situation in Deutschland“ aufgeklärt und nie wieder etwas von ihm gehört. Dasselbe tat ich auch mit meinem Anwalt und auch von ihm habe nichts wieder gehört, was aber kein Verlust ist.

Da fragt man sich nun aber doch, welche Rolle die Herren und Damen Rechtsanwälte in der Angelegenheit spielen! Nach meinen Informationen wissen sämtliche Anwälte und Richter in Deutschland über die Rechtssituation bescheid. 

Da gibt es ja so prominente Anwälte wie die Frau K...... in Jena oder den Hamburger Anwalt S......., der die Internetseite www.komm............de  betreibt, die auch in regelmäßigen Fernsehauftritten der Bevölkerung den Eindruck vermitteln, es gäbe eine Chance, sich das Recht zu erstreiten. 

In Wirklichkeit verdienen sich diese Heuchler eine goldene Nase an unserem Elend.

Frau K......... nimmt für eine sog. Tiefenprüfung eines Zweckverbandes an die 20.000,- Euro von den sie meist beauftragenden Bürgerinitiativen. 

Bisher hat das alles jedoch nichts gebracht, außer Kosten für die hoffnungsvollen Bürger.

Was sagte doch der Rechtswissenschaftler Prof. Dr. Hans Herbert von Arnim in seinem Buch „Staat ohne Diener“: Die Bundesrepublik Deutschland ist gesetzlos, lebt im Zustand totaler Anarchie. 

Laut „Zwei-plus-vier-Vertrag“ existiert die BRD nicht mehr!“

Nur so ist zu erklären, dass die Politiker, Behörden, und die Juristen so mit uns Bürgern umgehen.  

 

6. Wir haben noch eine letzte Chance!
 

Sehr, sehr lange ist es her, dass der Grundstein für die jetzigen Auswirkungen gelegt wurde und es geht tief in die Geschichte und in die Politik.

Wir hören immer nur Bruchstücke von Ereignissen. So wird es auch im Thüringer- Abwasserkrieg gehandhabt.

Nach langem Zögern, erschien ein Bericht in der Presse, die Thüringer Landeszeitung organisierte eine sog. Podiumsdiskussion, zu der sich spontan über 800 Bürger einfanden. Bürgermeister und Geschäftsführer des Zweckverbandes blamierten sich öffentlich durch unprofessionelle Aussagen und Konzeptlosigkeit. Immer wurde uns Bürgern eingeredet, dass wir die komplizierten Vorgänge sowieso nicht verstehen würden und dies lieber den Fachleuten überlassen sollten. Mittlerweile müssen wir feststellen, dass diese sog. Fachleute ein heilloses Chaos angerichtet haben und zu den einfachsten Fragen keine befriedigenden Antworten geben können. 

Naturgesetze werden auf den Kopf gestellt: Das Wasser fließt in Thüringen bergauf! Mittels teurer Pumpanlagen! 80% der Investitions-Kosten verschlingen überlange Kanalrohre! Ganz Deutschland redet vom Sparen, die Realität sieht anders aus.

Wir haben hier das Ergebnis jahrelanger, gut durchgeplanter Vorarbeit. Sofort nach der Wende wurden durch die Gesetzgebung der Grundstein für die Abzocke gelegt. Auf der Basis stetigen Wachstums hofften die Verantwortlichen, das Volk über die nie versiegende Quelle der Kommunalabgaben auspressen zu können. 

Doch die Entwicklung verlief nicht so wie geplant. Die Menschen im Osten sind wieder einmal das Opfer der hohen Politik. Milliarden Subventionen sind im Boden versickert bzw. auf Privatkonten in der Schweiz. Die blühenden Landschaften sind vertrocknet.

Die große Freiheit hat sich für viele Unternehmen und Familien als Weg in die Sozialhilfe entpuppt. Enttäuschung, Verdruss, Hilflosigkeit machen sich breit.

Viele haben den Satz noch gar nicht begriffen: „Die Deutsche Einheit ist erst vollzogen, wenn kein Ostdeutscher mehr im Grundbuch steht!“

Über die vernichtend hohen Wasser- Abwasser- Beiträge, wenn sie denn weiterhin erhoben werden, werden viele Familien ihr Zuhause und Unternehmer ihre Firmen verlieren.

Die Verantwortlichen müssen namentlich genannt werden. Allein davor haben sie Angst, sie scheuen die Öffentlichkeit wie Vampire das Licht. 

Aufklärung tut Not. Das ist sehr schwer in einem Land, das zwar die Zensur der Medien per Grundgesetz verbietet, wenn dieses Grundgesetz jedoch nur leeres Gewäsch ist, an das sich sowieso keiner mehr hält?

Bisher erfolgt diese Aufklärung über das Internet und kleinere Grüppchen, die sich hier und da treffen, Missstände aufzeigen und anprangern, diskutieren.

Die Hintermänner der Globalisierung, die so genannten Plutokraten haben die Macht, weil sie das Geld haben. So war es immer.

Wir, das Volk, wollen nicht viel, eigentlich wollen wir nur ein menschenwürdiges Leben. Aber genau das will man uns streitig machen. Wir werden über unerträglich hohe Abgaben versklavt, unsere Familien zerbrechen daran, wir verlieren unser Zuhause. Diese Zerstörung hat vor Langem begonnen und zeigt jetzt Wirkung. 

Wer nicht in der Lage ist, sich dagegen zu wehren, ist der Verlierer. Deshalb ist es mein Ziel, so vielen Menschen wie möglich klarzumachen, dass wir nur eine Chance haben, wenn wir diejenigen, die uns vernichten wollen, öffentlich an den Pranger stellen.

Dieser Kampf ist ein Kraftakt, doch er ist nicht aussichtslos, wenn die Menschen endlich aufwachen und begreifen!

 

7. Verantwortliche für die Abwasser-Abzocke in Friedrichroda/Thüringen:
 
1.  Bürgermeister und Zweckverbandsvorsitzender Klaus Henniges (SPD) sowie die Bürgermeister der Mitgliedsgemeinden Ernstroda, Leinatal und Finsterbergen und Verbandsratsführer Frank Schuchardt, Klaus Jänsch, Peter Schnotale
2.   Gothaer Landrat Dr. Siegfried Liebezeit (SPD)
3.   Leiterin der Gothaer Kommunalaufsicht Silke Gutjahr

4.   Geschäftsführer des WAZV „Schilfwasser-Leina“ Hans-Jürgen Wollnow
5.   ehem. Innenminister Andreas Trautvetter (CDU)
6.   Umweltminister Volker Sklenar (CDU)
7.   Ministerpräsident Dieter Althaus (CDU)
8.   Vorsitzender des Thür. Städte- und Gemeindebundes Jürgen Gnauck (CDU)  

9.   ehem. Thür. Ministerpräsident Bernhard Vogel (CDU) sowie alle Mitglieder des Thüringer Landtages und der Landesregierung, die am Thür. Kommunalabgabengesetz mitgewirkt haben und

10. Alt-Bundeskanzler Helmut Kohl, sowie BK Schröder, da die Anweisung zur Belastung sämtlicher deutscher Immobilien mit Zwangshypotheken direkt von der Bundesregierung kam, ebenso wie der Beschluß zur 50%igen Entwertung sämtlicher Sparguthaben (Einführung des EURO) lt. einer vertraulichen Information

Verantwortlich sind aber auch alle Mitglieder sog. demokratischer Gremien wie Stadträte, Verbandsversammlungen etc.

„Es muß demokratisch aussehen, aber wir müssen alles in der Hand haben“, sagte einst Walter Ulbricht und da die heutigen Täter im Osten ihre Grundausbildung meist vom DDR-Regime erhalten haben, setzen sie diese diktatorische Strategie heute unbeirrt fort. Denn es ist kein Geheimnis mehr, dass gerade die „roten Socken“ von damals heute in allen Schaltstellen des BRD-Systems sitzen. Dies war so gewollt.

 
8. Bürger des DR zahlen keine Wasser/Abwasser-Beiträge
 
Im Januar 2004 erfuhr ich von der Existenz des Deutschen Reiches.

(www.abwasser-abzocke.de >Staatsgeheimnis< "21 Punkte zur Situation in Deutschland")

Sämtliche Anfragen zu diesem Thema wurden von der Thüringer Landesregierung (Justiz- und Finanzministerium) seitdem nicht beantwortet.

Am 18.06.2004 erhielt ich ein Schreiben vom Freistaat Thüringen (auch auf dieser Homepage veröffentlicht), in welchem den Bürgern des Deutschen Reiches, die wir lt. Deutschem Grundgesetz Art. 116 alle sind, zugesichert wird, dass weder Wasser/Abwasser-Beiträge noch Steuern von ihnen an die Organe der seit dem 17.07.1990 erloschenen BRD (Streichung des Art. 23, Geltungsbereich, aus dem Grundgesetz) entrichtet werden müssen.

Dieses Schreiben war nicht handschriftlich unterzeichnet, sondern lediglich mit dem gedruckten Namenszug „A. Trautvetter“ versehen.

Daraufhin bat ich mit Schreiben vom 25.06.2004 zur Erlangung der Rechtskraft um die Unterschrift des Andreas Trautvetter.

Die Landesregierung schaltete die Staatsanwaltschaft und das LKA ein.

Da die Ermittlungen bisher anscheinend ergebnislos verlaufen sind, beauftragte Herr Trautvetter, Ebersbach 52, 98593 Kleinschmalkalden privat seine Anwälte Peter Goetze und Kollegen, Fischersand 43/44, 99804 Erfurt mit einer Klage gegen meine Person auf Unterlassung, unter Androhung einer Geldstrafe von 250.000,- Euro, ersatzweise Ordnungshaft von 6 Monaten.

Erwartungsgemäß war das Schreiben vom Landgericht Erfurt „Aufforderungen, Anordnungen und Hinweise“ vom 18.08.2004  nicht von einem Richter unterschrieben, so dass es keinerlei Verbindlichkeit besitzt.

Da Herr Trautvetter, so wie alle deutschen Politiker weiß, dass die Rechtslage in Deutschland den geschilderten „21 Punkten…“ entspricht, wissen diese natürlich, dass all ihr Tun kriminell ist und gegen geltendes Recht verstößt.

Bleibt nun abzuwarten, wie sich diese Angelegenheit entwickelt.

Ich werde darüber auch im Internet informieren.

Meine Bitte an alle Bürger lautet: Machen Sie sich zu Ihrem eigenen Schutz schlau über historische Hintergründe und die daraus resultierenden Fakten.

Der „Thüringer Abwasser-Kampf“ ist nicht zufällig entstanden.

Wir werden alle fürchterlich an der Nase herumgeführt, und zwar schon seit sehr vielen Jahren. Diese Ereignisse, die uns alle so sehr beschäftigen, sind Teil der Globalisierung und des weltweiten Plans der Versklavung der Menschheit. 

1,3 Milliarden Menschen weltweit haben keinen Zugang zu sauberem Trinkwasser!

Die Grundwasser-Spiegel sinken dramatisch, was auch eine Folge der „Chemtrail“- Sprühaktionen ist. - Bitte informieren Sie sich auch über die Chemtrails (www.abwasser-abzocke.de >Staatsgeheimnis<, >Adressen< und >Tagebuch<.

Auch hier schweigen die Politiker, weil die wirklichen Machthaber diese Marionettenregierungen kontrollieren und bevormunden. Beamte und Angestellte der BRD- Organe werden genauso dumm gehalten, wie wir Bürger. Denn wenn sie die wahren Absichten ihrer Arbeitgeber durchschauen würden, würden sie erkennen, dass auch sie missbraucht, benutzt, kriminalisiert und vergiftet werden.

Die planmäßige Zerstörung unserer Erde gehört zum universellen Plan der Plutokraten, wir Menschen sind in deren Augen weniger wert als Ungeziefer. Die menschliche Würde ist ihnen fremd. Wir müssen die Namen der Täter öffentlich nennen. Allein das schwächt sie in ihrem Handeln, was sie überwiegend im Verborgenen ausführen.

Es wird in naher Zukunft zu gravierenden Veränderungen auf unserem Planeten kommen und wenn im letzten Jahrhundert ca. 100 Millionen Menschen in Kriegen  ermordet wurden, so ist jetzt der Tod von Milliarden geplant!

Diese Erkenntnisse sind nicht neu und werden vielfach in Büchern und via Internet verbreitet. Es hat mich allerdings viele Stunden intensiver Recherchen gekostet und wenn man berufstätig ist, ist das fast unmöglich. - Ich sehe es aber als meine Profession an, Sie aufzuklären und ich bitte Sie, trotz allem, was geschehen wird:

Was uns Menschen ausmacht, sind Eigenschaften wie Nächstenliebe, Hilfsbereitschaft und ein wenig Mut zur Ehrlichkeit. Nur ein starkes Volk kann seine Regierung im Griff halten. In der Vergangenheit wurden Auseinandersetzungen bewusst provoziert, um gewaltsam diejenigen niederzuknüppeln, die den Herrschern die Stirn boten.

Auch im Falle der derzeit wieder aufflammenden Montagsdemonstrationen, wo sich Menschen gegen den Abbau ihrer elementaren Grundrechte wehren, könnte die Lage eskalieren.  Das darf nicht geschehen! 

Deshalb appelliere ich an alle Verantwortlichen, besonders in Armee und Polizei, aber auch an die Demonstranten untereinander (sog. Linke und Rechte), keine Gewalt anzuwenden.

Wir sind das Volk! Wir sind ein Volk!

Lassen Sie die Deutsche Volksgemeinschaft wieder aufleben, helfen Sie sich gegenseitig, lassen Sie keinen untergehen, denn es ist die Absicht der Deutschen Politiker, die im Auftrag der Klepto-Plutokraten handeln, eines der stärksten, intelligentesten Völker dieses Planeten zu versklaven und zu vernichten.

Martina Pflock im August 2004 -  www.volksstaat-hessen.net/abwasser/
www.bfed.info/vermaechtnis.htm - www.bfed.info/tagebuch.doc www.bfed.info/pflock_thueringen_hausdurchsuchung_26102004.doc
www.bfed.info/pflock_martina_strafantrag_althaus_04112004.doc
www.bfed.info/bfed/pflock_martina_kommission_europa_rat_04112004.doc
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Eine Information der am 02.11.2004 verunglückten Bürgerrechtlerin und Vorsitzenden Martina Pflock von „abwasser-abzocke.de“ zur Volksaufklärung.

Die über den Bund für echte Demokratie e.V. (BfeD), Spohrstraße 9, 34246 Vellmar bei Kassel, Tel.: 0561 – 820 20 277, www.bfed.info/bfed/  www.bfed.dk  www.chemtrails.biz im Gedenken an Martina Pflock am 05.11.2004 veröffentlicht wird. – 

Und auf dessen Gründer am 24.08.2004 ein Mordanschlag von zwei BRD Polizei-Staatsschutz-Beamten aus Köln versucht wurde, wie unter www.bfed.nl zu lesen ist. 

Unsere Email-Adressen sind: info@bfed.info, info@bfed.dk - Gründen Sie ebenfalls eine Bürgerinitiative und sprechen Sie den BfeD Gründer Norbert Steinbach jetzt an.  
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